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Anfrage Nr. 63 

der Abgeordneten Dr. Frey, Schröter 
und Fraktion der CDU/CSU 


betr. : Traktatrecht im deutsch-holländischen 
Grenzgebiet. 


Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundestag über folgende 
Fragen Auskunft zu erteilen: 

In den deutschen Kreisen an der holländischen Grenze ist vielen 
deutschen Bauern seit 1945 die Möglichkeit genommen, ihre an- 
gestammten in Holland liegenden Ländereien weiter zu bewirt- 
schaften. Dies^ Flächen befinden sich meist mehrere 100 Jahre 
in den Händen der betroffenen Familien. Sie sind hauptsächlich 
durch die Grenzregulierungsabmachungen zwischen Preußen und 
den Niederlanden im Jahre 1815 holländisches Territorium gewor- 
den und lagen vor dieser Regulierung fast ausnahmslos innerhalb 
der damaligen deutschen Gemeindegrenzen. Die Abmachungen 
über zollfreie Ein- und Ausfuhr von Wirtschafts- und Ertragsgütern 
dieser Fläche, die sogenannten Traktatrechte, sind gemäß einem 
Vertrage zwischen beiden Ländern vom Oktober 1816 nur durch 
ausdrücklichen Widerruf aufkündbar. Dieser Widerruf ist nicht 
erfolgt. Den deutschen Grenzbauern ist vielmehr durch einsei- 
tigen Akt Hollands die Bewirtschaftung ihrer in Holland liegen- 
den Ländereien seit dem Jahre 1945 unmöglich gemacht worden, 
während die holländischen Bauern aufgrund des alten Traktat- 
rechtes nach wie vor ihr auf deutschem Gebiet liegendes Land be- 
bauen. Im Frühjahr 1949 haben zwar einige Grenzbauern Pässe 
zur Bearbeitung ihres Landes in Holland "bekommen. Diese 
Pässe wurden ihnen aber wieder entzogen. 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu ergreifen, 

1. um den alten Traktatrechten wieder Geltung zu verschaffen, 

2. um die einseitige Inanspruchnahme der Traktatrechte durch 
Holland abzustellen, 
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3. um den Verkauf der auf holländischem Gebiet liegenden, 
deutschen Bauern gehörenden Ländereien durch Holland an 
Holländer zu unterbinden, 

4. um den betroffenen deutschen Landeigentümern ihre Ernten 
und Einnahmeausfälle zu erstatten, 

5. um die friedliche Zusammenarbeit deutscher und holländischer 
Bauern in den betreffenden Kreisen wieder herzustellen, 

6. um Holland mit allem Nachdruck darauf aufmerksam zu machen, 
daß geordnete Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und 
Holland nicht Bestand haben können, wenn die Frage der 
Traktatrechte weiterhin mit zweierlei Maß gemessen wird ? 


Bonn, den 25. März 1950 


Di\ Frey Schröter 

und Fraktion 



